
 439

Ausbildungs- und Prü fungsverordnung fü r die 

Pflegeberufe (Pflegeberufe-Ausbildungs- und 

-Prü fungsverordnung – PflAPrV) 

Stand: Vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1572)

Inhalt

Teil 1: Berufliche Pflegeausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann  §§ 1–24 427
 Abschnitt 1: Ausbildung und Leistungsbewertung  §§ 1–8 427
 Abschnitt 2: Bestimmungen fü r die staatliche Prü fung  §§ 9–24 430
Teil 2: Besondere Vorschriften zur beruflichen Pflegeausbildung nach Teil 5 
  des Pflegeberufegesetzes  §§ 25–29 436
 Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften § 25 436
 Abschnitt 2: Berufliche Ausbildung zur Gesundheits- und Kinderkranken-
  pflegerin oder zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger  §§ 26–27 436
 Abschnitt 3: Berufliche Ausbildung zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger  §§ 28–29 437
Teil 3: Hochschulische Pflegeausbildung  §§ 30–41 438
Teil 4: Sonstige Vorschriften  §§ 42–62 443
 Abschnitt 1: Erlaubniserteilung § 42 443
 Abschnitt 2: Anerkennung von auslä ndischen Berufsabschlü ssen, erforderliche 
  Anpassungsmaßnahmen und Erbringung von Dienstleistungen §§ 43–49 443
 Abschnitt 3: Fachkommission und Bundesinstitut fü r Berufsbildung §§ 50–60 448
 Abschnitt 4: Ü bergangs- und Schlussvorschriften §§ 61–62 451
Anlagen (Auszug)  452

TEIL 1

Berufliche Pflegeausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann 

Abschnitt 1 

Ausbildung und Leistungsbewertung 

§ 1 Inhalt und Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann befä higt die Auszubildenden in Erfü llung 
des Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufegesetzes Menschen aller Altersstufen in den allgemeinen 
und speziellen Versorgungsbereichen der Pflege pflegen zu kö nnen. Die hierfü r erforderlichen Kompeten-
zen sind in Anlage 2 konkretisiert. Der Kompetenzerwerb in der Pflege von Menschen aller Altersstufen 
berü cksichtigt auch die besonderen Anforderungen an die Pflege von Kindern und Jugendlichen sowie al-
ten Menschen in den unterschiedlichen Versorgungssituationen sowie besondere fachliche Entwicklungen 
in den Versorgungsbereichen der Pflege.

(2) Die Ausbildung umfasst mindestens 

1.  den theoretischen und praktischen Unterricht mit einem Umfang von 2.100 Stunden gemä ß der in An-
lage 6 vorgesehenen Stundenverteilung und 

2.  die praktische Ausbildung mit einem Umfang von 2.500 Stunden gemä ß der in Anlage 7 vorgesehenen 
Stundenverteilung. 

(3) Die Ausbildung erfolgt im Wechsel von Abschnitten des theoretischen und praktischen Unterrichts und 
der praktischen Ausbildung. Der Unterricht und die praktische Ausbildung erfolgen aufeinander abge-
stimmt auf der Grundlage von Kooperationsverträ gen nach § 8. 

(4) Fehlzeiten kö nnen nach § 13 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes angerechnet werden, so-
weit diese einen Umfang von 25 Prozent der Stunden eines Pflichteinsatzes nicht ü berschreiten. Urlaub ist 
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in der unterrichtsfreien Zeit zu gewä hren. Die Erreichung des Ausbildungsziels eines Pflichteinsatzes darf 
durch die Anrechnung von Fehlzeiten nicht gefä hrdet werden. 

(5) Bei Ausbildungen in Teilzeit nach § 6 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz des Pflegeberufegesetzes ist 
sicherzustellen, dass die Mindeststundenzahl nach Absatz 2 erreicht wird. Absatz 4 gilt entsprechend. 

(6) Unter unmittelbarer Aufsicht von Inhabern einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, § 58 Absatz 1, § 58 Absatz 
2 oder § 64 des Pflegeberufegesetzes sollen ab der zweiten Hä lfte der Ausbildungszeit mindestens 80, 
hö chstens 120 Stunden der praktischen Ausbildung im Rahmen des Nachtdienstes abgeleistet werden.

(7) Die zustä ndige Behö rde weist die Auszubildende oder den Auszubildenden auf die Mö glichkeit der 
Ausü bung des Wahlrechts nach § 59 Absatz 2 oder Absatz 3 des Pflegeberufegesetzes hin. Der Hinweis 
erfolgt schriftlich oder elektronisch so rechtzeitig, dass die oder der Auszubildende das Wahlrecht innerhalb 
der Frist nach § 59 Absatz 5 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes ausü ben kann.

§ 2 Theoretischer und praktischer Unterricht 

(1) Im Unterricht nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 sind die Kompetenzen zu vermitteln, die zur Erreichung des 
Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufegesetzes erforderlich sind. Die Auszubildenden werden befä higt, 
auf der Grundlage fachlichen Wissens und Kö nnens sowie auf der Grundlage des allgemein anerkannten 
Standes pflegewissenschaftlicher, medizinischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse die 
beruflichen Aufgaben zielorientiert, sachgerecht, methodengeleitet und selbstä ndig zu lö sen sowie das 
Ergebnis zu beurteilen. Wä hrend des Unterrichts ist die Entwicklung der zur Ausü bung des Pflegeberufs er-
forderlichen personalen Kompetenz einschließlich der Sozialkompetenz und der Selbstä ndigkeit zu fö rdern. 

(2) Im Unterricht ist sicherzustellen, dass die verschiedenen Versorgungsbereiche und Altersstufen ange-
messen berü cksichtigt werden.

(3) Die Pflegeschule erstellt ein schulinternes Curriculum unter Berü cksichtigung der Empfehlungen im 
Rahmenlehrplan nach § 51. 

§ 3 Praktische Ausbildung 

(1) Wä hrend der praktischen Ausbildung nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 sind die Kompetenzen zu vermitteln, 
die zur Erreichung des Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufegesetzes erforderlich sind. Die Auszubil-
denden werden befä higt, die im Unterricht und in der praktischen Ausbildung erworbenen Kompetenzen 
aufeinander zu beziehen, miteinander zu verbinden und weiterzuentwickeln.

(2) Die praktische Ausbildung beim Trä ger der praktischen Ausbildung soll mindestens 1.300 Stunden 
umfassen. Ein Pflichteinsatz nach § 7 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes und der Orientierungseinsatz 
sind beim Trä ger der praktischen Ausbildung durchzufü hren. Der Vertiefungseinsatz soll beim Trä ger der 
praktischen Ausbildung durchgefü hrt werden. Er ist in dem fü r den Vertiefungseinsatz gewä hlten Versor-
gungsbereich gemä ß dem Ausbildungsvertrag durchzufü hren. 

(3) Die praktische Ausbildung beginnt beim Trä ger der praktischen Ausbildung mit dem Orientierungs-
einsatz. Die Pflichteinsä tze in den allgemeinen Versorgungsbereichen der Pflege nach § 7 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes sowie der Pflichteinsatz in der pä diatrischen Versorgung nach § 7 Absatz 2 des Pfle-
geberufegesetzes sind in den ersten zwei Dritteln der Ausbildungszeit durchzufü hren. Der Pflichteinsatz in 
der allgemein-, geronto-, kinder- oder jugendpsychiatrischen Versorgung, der Vertiefungseinsatz sowie die 
weiteren Einsä tze sind im letzten Ausbildungsdrittel durchzufü hren. Die genaue zeitliche Reihenfolge wird 
im Ausbildungsplan festgelegt.

(4) Soweit wä hrend eines Einsatzes einer Auszubildenden oder eines Auszubildenden nach § 7 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes in der jeweiligen Einrichtung keine Pflegefachkrä fte tä tig sind, ist im Hinblick auf die 
Anforderungen nach § 7 Absatz 5 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes ein angemessenes Verhä ltnis von Aus-
zubildenden zu anderen, zur Vermittlung der Ausbildungsinhalte geeigneten Fachkrä ften zu gewä hrleisten. 

(5) Der von den Auszubildenden zu fü hrende Ausbildungsnachweis nach § 17 Satz 2 Nummer 3 des Pflege-
berufegesetzes ist von der Pflegeschule so zu gestalten, dass sich aus ihm die Ableistung der praktischen 
Ausbildungsanteile in Ü bereinstimmung mit dem Ausbildungsplan und eine entsprechende Kompetenzent-
wicklung feststellen lassen. Die Pflegeschule berü cksichtigt bei der Gestaltung des Ausbildungsnachweises 
den Musterentwurf nach § 60 Absatz 5. 
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§ 4 Praxisanleitung 

(1) Die Einrichtungen der praktischen Ausbildung stellen die Praxisanleitung sicher. Aufgabe der Praxisan-
leitung ist es, die Auszubildenden schrittweise an die Wahrnehmung der beruflichen Aufgaben als Pflege-
fachfrau oder Pflegefachmann heranzufü hren, zum Fü hren des Ausbildungsnachweises nach § 3 Absatz 5 
anzuhalten und die Verbindung mit der Pflegeschule zu halten. Die Praxisanleitung erfolgt im Umfang von 
mindestens 10 Prozent der wä hrend eines Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit, geplant 
und strukturiert auf der Grundlage des vereinbarten Ausbildungsplanes.

(2) Wä hrend des Orientierungseinsatzes, der Pflichteinsä tze in Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 des Pfle-
geberufegesetzes und des Vertiefungseinsatzes erfolgt die Praxisanleitung nach Absatz 1 Satz 2 durch 
Personen, die ü ber mindestens ein Jahr Berufserfahrung als Inhaberin oder Inhaber einer Erlaubnis nach 
§ 1 Absatz 1, nach § 58 Absatz 1 oder Absatz 2 oder nach § 64 des Pflegeberufegesetzes in den letzten 
fü nf Jahren und die Befä higung zur Praxisanleiterin oder zum Praxisanleiter nach Absatz 3 verfü gen; die 
Berufserfahrung soll im jeweiligen Einsatzbereich erworben worden sein. Wä hrend der weiteren Einsä tze 
der praktischen Ausbildung soll die Praxisanleitung nach Absatz 1 Satz 2 durch entsprechend qualifizierte 
Fachkrä fte sichergestellt werden.

(3) Die Befä higung zur Praxisanleiterin oder zum Praxisanleiter ist durch eine berufspä dagogische Zusatzqua-
lifikation im Umfang von mindestens 300 Stunden und kontinuierliche, insbesondere berufspä dagogische 
Fortbildung im Umfang von mindestens 24 Stunden jä hrlich gegenü ber der zustä ndigen Behö rde nachzu-
weisen. Fü r Personen, die am 31. Dezember 2019 nachweislich ü ber die Qualifikation zur Praxisanleitung 
nach § 2 Absatz 2 der Ausbildungs- und Prü fungsverordnung fü r den Beruf der Altenpflegerin und des 
Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung oder § 2 Absatz 2 der Ausbildungs- und 
Prü fungsverordnung fü r die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung 
verfü gen, wird diese der berufspä dagogischen Zusatzqualifikation gleichgestellt. 

§ 5 Praxisbegleitung

Die Pflegeschule stellt durch ihre Lehrkrä fte fü r die Zeit der praktischen Ausbildung die Praxisbegleitung in 
den Einrichtungen der praktischen Ausbildung in angemessenem Umfang sicher. Aufgabe der Lehrkrä fte 
ist es, die Auszubildenden insbesondere fachlich zu betreuen und zu beurteilen sowie die Praxisanleite-
rinnen oder die Praxisanleiter zu unterstü tzen. Hierzu ist eine regelmä ßige persö nliche Anwesenheit der 
Lehrkrä fte in den Einrichtungen zu gewä hrleisten. Im Rahmen der Praxisbegleitung soll fü r jede Auszubil-
dende oder fü r jeden Auszubildenden daher mindestens ein Besuch einer Lehrkraft je Orientierungseins-
atz, Pflichteinsatz und Vertiefungseinsatz in der jeweiligen Einrichtung erfolgen.

§ 6 Jahreszeugnisse und Leistungseinschä tzungen

(1) Fü r jedes Ausbildungsjahr erteilt die Pflegeschule den Auszubildenden ein Zeugnis ü ber die im Un-
terricht und in der praktischen Ausbildung erbrachten Leistungen. Fü r jeden der beiden Bereiche ist eine 
Note zu bilden. Das Nä here zur Bildung der Noten regeln die Lä nder. Im Zeugnis sind etwaige Fehlzeiten 
differenziert nach Unterricht und praktischer Ausbildung auszuweisen. 

(2) Jede an der Ausbildung beteiligte Einrichtung erstellt eine qualifizierte Leistungseinschä tzung ü ber den 
bei ihr durchgefü hrten praktischen Einsatz unter Ausweisung von Fehlzeiten nach § 1 Absatz 4. Ist ein 
Praxiseinsatz am Ende eines Ausbildungsjahres nicht beendet, erfolgt die Berü cksichtigung im nä chsten 
Ausbildungsjahr. Die Leistungseinschä tzung ist der Auszubildenden oder dem Auszubildenden bei Beendi-
gung des Einsatzes bekannt zu machen und zu erlä utern. 

(3) Die Note fü r die praktische Ausbildung wird im Benehmen mit dem Trä ger der praktischen Ausbildung unter 
besonderer Berü cksichtigung der fü r das Ausbildungsjahr erstellten qualifizierten Leistungseinschä tzungen 
nach Absatz 2 festgelegt.

§ 7 Zwischenprü fung 

Gegenstand der Zwischenprü fung nach § 6 Absatz 5 des Pflegeberufegesetzes ist die Ermittlung des Aus-
bildungsstandes zum Ende des zweiten Ausbildungsdrittels. Die Zwischenprü fung erstreckt sich auf die in 
Anlage 1 zur Vermittlung im ersten und zweiten Ausbildungsdrittel aufgefü hrten Kompetenzen. Die Ausbil-
dung kann unabhä ngig vom Ergebnis der Zwischenprü fung fortgesetzt werden. Soweit nach dem Ergebnis 
der Zwischenprü fung die Erreichung des Ausbildungsziels gefä hrdet ist, prü fen der Trä ger der praktischen 
Ausbildung und die Pflegeschule gemeinsam mit der oder dem Auszubildenden, welche Maßnahmen im 
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Rahmen der Ausbildung zur Sicherung des Ausbildungserfolgs erforderlich sind, und ergreifen diese. Das 
Nä here zur Zwischenprü fung regeln die Lä nder. 

§ 8 Kooperationsverträ ge 

(1) Um die erforderliche enge Zusammenarbeit der Pflegeschule, des Trä gers der praktischen Ausbildung 
sowie der weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen zu gewä hrleisten, schließen die Beteiligten 
nach § 6 Absatz 4 des Pflegeberufegesetzes in den Fä llen des § 8 Absatz 2 bis 4 des Pflegeberufegesetzes 
Kooperationsverträ ge in Schriftform; Regelungen zur betrieblichen Mitbestimmung bleiben unberü hrt. Das 
Nä here zu Kooperationsverträ gen regeln die Lä nder. 

(2) Auf der Grundlage dieser Verträ ge erfolgt zwischen der Pflegeschule, insbesondere den fü r die Praxis-
begleitung zustä ndigen Lehrkrä ften, dem Trä ger der praktischen Ausbildung sowie den an der praktischen 
Ausbildung beteiligten Einrichtungen und den Praxisanleiterinnen und Praxisanleitern eine regelmä ßige 
Abstimmung. 

Abschnitt 2 

Bestimmungen fü r die staatliche Prü fung 

§ 9 Staatliche Prü fung 

(1) Die staatliche Prü fung fü r die Ausbildung umfasst jeweils einen schriftlichen, einen mü ndlichen und 
einen praktischen Teil. Gegenstand sind die auf § 5 des Pflegeberufegesetzes beruhenden, in Anlage 2 
aufgefü hrten Kompetenzen.

(2) Im schriftlichen und mü ndlichen Teil der Prü fung hat die zu prü fende Person ihre Fachkompetenz und 
die zur Ausü bung des Berufs erforderliche personale Kompetenz einschließlich der Sozialkompetenz und 
der Selbstä ndigkeit nachzuweisen. Im praktischen Teil der Prü fung hat die zu prü fende Person nachzuwei-
sen, dass sie ü ber die zur Pflege von Menschen in komplexen Pflegesituationen erforderlichen Kompeten-
zen verfü gt und befä higt ist, die Aufgaben in der Pflege gemä ß dem Ausbildungsziel des Pflegeberufege-
setzes auszufü hren. 

(3) Die zu prü fende Person legt den schriftlichen und mü ndlichen Teil der Prü fung bei der Pflegeschule ab, 
an der sie die Ausbildung abschließt. Die zustä ndige Behö rde, in deren Bereich die Prü fung oder ein Teil 
der Prü fung abgelegt werden soll, kann aus wichtigem Grund Ausnahmen zulassen. In diesem Fall sind die 
Vorsitzenden der beteiligten Prü fungsausschü sse vorher zu hö ren. 

(4) Der praktische Teil der Prü fung wird in der Regel in der Einrichtung abgelegt, in der der Vertiefungsein-
satz durchgefü hrt wurde. 

§ 10 Prü fungsausschuss

(1) An jeder Pflegeschule wird ein Prü fungsausschuss gebildet, der fü r die ordnungsgemä ße Durchfü hrung 
der Prü fung zustä ndig ist. Er besteht mindestens aus folgenden Mitgliedern: 

1.  einer Vertreterin oder einem Vertreter der zustä ndigen Behö rde oder einer von der zustä ndigen Behö rde 
mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe betrauten geeigneten Person, 

2.  der Schulleiterin, dem Schulleiter oder einem fü r die Pflegeausbildung zustä ndigen Mitglied der Schullei-
tung,

3.  mindestens zwei Fachprü ferinnen oder Fachprü fern, die an der Pflegeschule unterrichten, und 

4.  einer oder mehreren Fachprü ferinnen oder Fachprü fern, die zum Zeitpunkt der Prü fung als praxisan-
leitende Personen nach § 4 Absatz 1 tä tig sind und die Voraussetzungen nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
erfü llen und von denen mindestens eine Person in der Einrichtung tä tig ist, in der der Vertiefungseinsatz 
durchgefü hrt wurde. 

(2) Die zustä ndige Behö rde bestellt auf Vorschlag der Pflegeschule die Mitglieder des Prü fungsausschusses 
sowie deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Fü r jedes Mitglied ist mindestens eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter zu bestimmen. Als Fachprü ferinnen oder Fachprü fer sollen die Lehrkrä fte bestellt 
werden, die die zu prü fende Person ü berwiegend ausgebildet haben.

(3) Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ist Vorsitzende oder Vorsitzender des Prü fungsausschusses. 
Es wird bei der Durchfü hrung seiner Aufgaben von der zustä ndigen Behö rde unterstü tzt. Es bestimmt auf 
Vorschlag der Schulleiterin oder des Schulleiters die Fachprü ferinnen oder Fachprü fer und deren Stellver-
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treterinnen oder Stellvertreter fü r die einzelnen Prü fungsbereiche des schriftlichen Teils der Prü fung und fü r 
den mü ndlichen und praktischen Teil der Prü fung. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses ist verpflichtet, an den jeweiligen Teilen der Prü fung 
in dem Umfang teilzunehmen, der zur Erfü llung der in dieser Verordnung geregelten Aufgaben erforderlich 
ist; eine Verpflichtung zur Anwesenheit wä hrend der gesamten Dauer der Prü fung besteht nicht. 

(5) Die zustä ndige Behö rde kann Sachverstä ndige sowie Beobachterinnen und Beobachter zur Teilnahme 
an allen Prü fungsvorgä ngen entsenden. Die Teilnahme an einer realen Pflegesituation ist nur mit Einwilli-
gung des zu pflegenden Menschen zulä ssig.

§ 11 Zulassung zur Prü fung 

(1) Die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses entscheidet auf Antrag der zu prü fenden Person 
ü ber die Zulassung zur Prü fung und setzt die Prü fungstermine im Benehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter fest. Der Prü fungsbeginn der staatlichen Prü fung soll nicht frü her als drei Monate vor dem Ende 
der Ausbildung liegen.

(2) Die Zulassung zur Prü fung wird schriftlich oder elektronisch erteilt, wenn folgende Nachweise vorliegen: 

1.  ein Identitä tsnachweis der zu prü fenden Person in amtlich beglaubigter Abschrift, 

2.  der ordnungsgemä ß schriftlich gefü hrte Ausbildungsnachweis nach § 3 Absatz 5 und 

3.  die Jahreszeugnisse nach § 6 Absatz 1. 

(3) Die Zulassung zur staatlichen Prü fung kann nur erteilt werden, wenn die nach § 13 des Pflegeberufe-
gesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 4 zulä ssigen Fehlzeiten nicht ü berschritten worden sind und die 
Durchschnittsnote der Jahreszeugnisse mindestens „ausreichend“ beträ gt. 

(4) Die Zulassung zur staatlichen Prü fung sowie die Prü fungstermine werden der zu prü fenden Person spä  
testens zwei Wochen vor Prü fungsbeginn schriftlich oder elektronisch mitgeteilt. 

§ 12 Nachteilsausgleich

(1) Die besonderen Belange von zu prü fenden Personen mit Behinderung oder Beeinträ chtigung sind zur 
Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durchfü hrung der Prü fungen zu berü cksichtigen.

(2) Ein entsprechender individueller Nachteilsausgleich ist spä testens mit dem Antrag auf Zulassung zur 
Prü fung schriftlich oder elektronisch bei der zustä ndigen Behö rde zu beantragen.

(3) Die zustä ndige Behö rde entscheidet, ob dem schriftlichen oder elektronischen Antrag zur 
Nachweisfü hrung ein amtsä rztliches Attest oder andere geeignete Unterlagen beizufü gen sind. Aus dem 
amtsä rztlichen Attest oder den Unterlagen muss die leistungsbeeinträ chtigende oder -verhindernde Auswir-
kung der Beeinträ chtigung oder Behinderung hervorgehen. 

(4) Die zustä ndige Behö rde bestimmt, in welcher geä nderten Form die gleichwertige Prü fungsleistung zu 
erbringen ist. Zur Festlegung der geä nderten Form gehö rt auch eine Verlä ngerung der Schreib- oder Bear-
beitungszeit der Prü fungsleistung.

(5) Die fachlichen Prü fungsanforderungen dü rfen durch einen Nachteilsausgleich nicht verä ndert werden. 

(6) Die Entscheidung der zustä ndigen Behö rde wird der zu prü fenden Person in geeigneter Weise bekannt 
gegeben. 

§ 13 Vornoten

(1) Die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses setzt auf Vorschlag der Pflegeschule jeweils eine 
Vornote fü r den schriftlichen, mü ndlichen und praktischen Teil der Prü fung fest. Grundlage der Festsetzung 
sind die Zeugnisse nach § 6 Absatz 1. 

(2) Die Vornoten werden bei der Bildung der Noten des schriftlichen, mü ndlichen und praktischen Teils der 
Prü fung jeweils mit einem Anteil von 25 Prozent berü cksichtigt.

(3) Die Vornote fü r den schriftlichen Teil der Prü fung und die Vornote fü r den mü ndlichen Teil der Prü fung 
werden aus dem arithmetischen Mittel der jeweils in den Jahreszeugnissen ausgewiesenen Note fü r die im 
Unterricht erbrachten Leistungen gemä ß § 6 Absatz 1 Satz 2 gebildet. Die Vornote fü r den praktischen Teil 
der Prü fung wird aus dem arithmetischen Mittel der jeweils in den Jahreszeugnissen ausgewiesenen Note 
der praktischen Ausbildung gemä ß § 6 Absatz 1 Satz 2 gebildet.



444 Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung (PflAPrV)

(4) Die Vornoten werden den Auszubildenden spä testens drei Werktage vor Beginn des ersten Prü fungsteils 
mitgeteilt. 

§ 14 Schriftlicher Teil der Prü fung

(1) Der schriftliche Teil der Prü fung erstreckt sich auf folgende Prü fungsbereiche aus den Kompetenzberei-
chen I bis V der Anlage 2:

1.  Pflegeprozessgestaltung einschließlich Interaktion und Beziehungsgestaltung in akuten und dauer-
haften Pflegesituationen (Kompetenzschwerpunkte I.1, II.1) unter Einbeziehung von lebensweltlichen 
Aspekten und pflegerischen Aufgaben im Zusammenhang mit der Lebensgestaltung sowie unter 
Berü cksichtigung von Autonomieerhalt und Entwicklungsfö rderung der zu pflegenden Menschen (Kom-
petenzschwerpunkte I.5, I.6), wobei darü ber hinaus ausgewä hlte Kontextbedingungen des Kompetenz-
bereiches IV in die Fallbearbeitung einbezogen werden sollen, 

2.  Pflegeprozessgestaltung bei Menschen mit gesundheitlichen Problemlagen unter besonderer 
Berü cksichtigung von Gesundheitsfö rderung und Prä vention in Verbindung mit verschiedenen Schwer-
punkten und Gesichtspunkten von Beratung (Kompetenzschwerpunkte I.2, II.2), wobei im Rahmen 
der Fallbearbeitung erforderliche Handlungsentscheidungen anhand von pflegewissenschaftlichem 
Begrü ndungswissen begrü ndet werden sollen (Kompetenzschwerpunkt V.1), 

3.  Pflegeprozesssteuerung in kritischen und krisenhaften Pflegesituationen (Kompetenzschwerpunkte I.3, 
I.4) in Verbindung mit der eigenstä ndigen Durchfü hrung ä rztlicher Anordnungen (Kompetenzschwer-
punkt III.2) und ethischen Entscheidungsprozessen (Kompetenzschwerpunkt II.3). 

(2) Die zu prü fende Person hat zu jedem dieser drei Prü fungsbereiche in jeweils einer entsprechenden 
Aufsichtsarbeit schriftlich gestellte fallbezogene Aufgaben zu bearbeiten. Die Fallsituationen fü r die drei 
Aufsichtsarbeiten sollen insgesamt variiert werden in Bezug auf 

1.  die Altersstufe, der die zu pflegenden Menschen angehö ren, 

2.  das soziale und kulturelle Umfeld der oder des zu pflegenden Menschen, 

3.  die Versorgungsbereiche, in denen die Fallsituationen verortet sind. 

(3) Die Aufsichtsarbeiten dauern jeweils 120 Minuten. Sie sind in der Regel an drei aufeinanderfolgenden 
Werktagen durchzufü hren. Die Aufsichtsfü hrenden werden von der Schulleitung bestellt. 

(4) Die Aufgaben fü r die Aufsichtsarbeiten werden von der zustä ndigen Behö rde auf Vorschlag der Pflege-
schule ausgewä hlt. Die zustä ndige Behö rde kann zentrale Prü fungsaufgaben vorgeben, die unter Beteili-
gung von Pflegeschulen erarbeitet werden. In diesem Fall ist von der zustä ndigen Behö rde ein landesein-
heitlicher Prü fungstermin festzulegen.

(5) Jede Aufsichtsarbeit ist von mindestens zwei Fachprü ferinnen oder Fachprü fern gemä ß § 10 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 3 zu benoten. Aus den Noten der Fachprü ferinnen oder Fachprü fer bildet die oder der 
Vorsitzende des Prü fungsausschusses im Benehmen mit den Fachprü ferinnen oder Fachprü fern die Note 
der einzelnen Aufsichtsarbeit. 

(6) Der schriftliche Teil der Prü fung ist bestanden, wenn jede der drei Aufsichtsarbeiten mindestens mit 
„ausreichend“ benotet wird.

(7) Die Gesamtnote fü r den schriftlichen Teil der Prü fung bildet die oder der Vorsitzende des Prü fungs-
ausschusses aus dem arithmetischen Mittel der Noten der Aufsichtsarbeiten und der Vornote fü r den schrift-
lichen Teil der Prü fung nach § 13 Absatz 1 und 2. 

§ 15 Mü ndlicher Teil der Prü fung

(1) Der mü ndliche Teil der Prü fung erstreckt sich auf die folgenden Kompetenzbereiche der Anlage 2: 

1.  intra- und interprofessionelles Handeln in unterschiedlichen systemischen Kontexten verantwortlich ge-
stalten und mitgestalten (Kompetenzbereich III), 

2.  das eigene Handeln auf der Grundlage von Gesetzen, Verordnungen und ethischen Leitlinien reflektie-
ren und begrü nden (Kompetenzbereich IV), 

3.  das eigene Handeln auf der Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen und berufsethischen 
Werthaltungen und Einstellungen reflektieren und begrü nden (Kompetenzbereich V). 
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Den Schwerpunkt des mü ndlichen Teils der Prü fung bilden die Auseinandersetzung mit der eigenen Be-
rufsrolle und dem beruflichen Selbstverstä ndnis und teambezogene, einrichtungsbezogene sowie gesell-
schaftliche Kontextbedingungen und ihr Einfluss auf das pflegerische Handeln. 

(2) Die drei Kompetenzbereiche der mü ndlichen Prü fung werden anhand einer komplexen Aufgabenstel-
lung geprü ft. Die Prü fungsaufgabe besteht in der Bearbeitung einer Fallsituation aus einem anderen Versor-
gungskontext als dem der praktischen Prü fung und bezieht sich auch auf eine andere Altersstufe, der die 
zu pflegenden Menschen angehö ren.

(3) Die zu prü fenden Personen werden einzeln oder zu zweit geprü ft. Die Prü fung soll fü r jede zu prü fende 
Person mindestens 30 und nicht lä nger als 45 Minuten dauern. Eine angemessene Vorbereitungszeit unter 
Aufsicht ist zu gewä hren. 

(4) Die Prü fung wird von mindestens zwei Fachprü ferinnen oder Fachprü fern gemä ß § 10 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 abgenommen und benotet. Die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses ist berechtigt, 
sich an der Prü fung zu beteiligen und dabei selbst Prü fungsfragen zu stellen.

(5) Aus den Noten der Fachprü ferinnen oder Fachprü fer bildet die oder der Vorsitzende des Prü fungsaus-
schusses im Benehmen mit den Fachprü ferinnen oder Fachprü fern die Prü fungsnote. 

(6) Der mü ndliche Teil der Prü fung ist bestanden, wenn die Prü fung mindestens mit „ausreichend“ benotet 
wird. 

(7) Die Gesamtnote fü r den mü ndlichen Teil der Prü fung bildet die oder der Vorsitzende des Prü fungs-
ausschusses aus der Prü fungsnote und der Vornote fü r den mü ndlichen Teil der Prü fung nach § 13 Ab-
satz 1 und 2.

(8) Die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses kann mit Zustimmung der zu prü fenden Person 
die Anwesenheit von Zuhö rerinnen und Zuhö rern beim mü ndlichen Teil der Prü fung gestatten, wenn ein 
berechtigtes Interesse besteht.

§ 16 Praktischer Teil der Prü fung 

(1) Der praktische Teil der Prü fung erstreckt sich auf die Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 2. 

(2) Der praktische Teil der Prü fung besteht aus einer Aufgabe der selbstä ndigen, umfassenden und pro-
zessorientierten Pflege. Die zu prü fende Person zeigt die erworbenen Kompetenzen im Bereich einer um-
fassenden personenbezogenen Erhebung des Pflegebedarfs, der Planung der Pflege, der Durchfü hrung 
der erforderlichen Pflege und der Evaluation des Pflegeprozesses sowie im kommunikativen Handeln und 
in der Qualitä tssicherung und ü bernimmt in diesem Rahmen alle anfallenden Aufgaben einer prozessori-
entierten Pflege. Wesentliches Prü fungselement sind die vorbehaltenen Tä tigkeiten nach § 4 des Pflegebe-
rufegesetzes. 

(3) Die Prü fungsaufgabe soll insbesondere den Versorgungsbereich berü cksichtigen, in dem die zu 
prü fende Person im Rahmen der praktischen Ausbildung den Vertiefungseinsatz nach § 6 Absatz 3 Satz 
2 des Pflegeberufegesetzes absolviert hat. Sie wird auf Vorschlag der Pflegeschule unter Einwilligung des 
zu pflegenden Menschen und des fü r den zu pflegenden Menschen verantwortlichen Fachpersonals durch 
die Fachprü ferinnen und Fachprü fer nach Absatz 6 bestimmt.

(4) Die Prü fung findet in realen und komplexen Pflegesituationen statt. Sie erstreckt sich auf die Pflege von 
mindestens zwei Menschen, von denen einer einen erhö hten Pflegebedarf aufweist. Die zu prü fenden Per-
sonen werden einzeln geprü ft.

(5) Die Prü fung besteht aus der vorab zu erstellenden schriftlichen oder elektronischen Ausarbeitung 
des Pflegeplans (Vorbereitungsteil), einer Fallvorstellung mit einer Dauer von maximal 20 Minuten, der 
Durchfü hrung der geplanten und situativ erforderlichen Pflegemaßnahmen und einem Reflexionsgesprä ch 
mit einer Dauer von maximal 20 Minuten. Die Prü fung ohne Vorbereitungsteil soll einschließlich des 
Reflexionsgesprä chs die Dauer von 240 Minuten nicht ü berschreiten und kann durch eine organisatorische 
Pause von maximal einem Werktag unterbrochen werden. Fü r den Vorbereitungsteil ist eine angemessene 
Vorbereitungszeit unter Aufsicht zu gewä hren.

(6) Die Prü fung wird von mindestens zwei Fachprü ferinnen oder Fachprü fern, von denen eine oder einer 
Fachprü ferin oder Fachprü fer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 ist, abgenommen und benotet. Die oder 
der Vorsitzende des Prü fungsausschusses ist berechtigt, sich an der Prü fung zu beteiligen und dabei selbst 
Prü fungsfragen zu stellen.
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(7) Aus den Noten der Fachprü ferinnen oder Fachprü fer bildet die oder der Vorsitzende des Prü fungs-
ausschusses im Benehmen mit den Fachprü ferinnen oder Fachprü fern die Prü fungsnote. 

(8) Der praktische Teil der Prü fung ist bestanden, wenn die Prü fung mindestens mit „ausreichend“ benotet 
wird.

(9) Die Gesamtnote fü r den praktischen Teil der Prü fung bildet die oder der Vorsitzende des 
Prü fungsausschusses aus der Prü fungsnote und der Vornote fü r den praktischen Teil der Prü fung nach 
§ 13 Absatz 1 und 2.

§ 17 Benotung 

Fü r die Vornoten und fü r die staatliche Prü fung gelten folgende Noten:

Erreichter Wert Note Notendefinition

bis unter 1,50 sehr gut (1) eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maß entspricht

1,50 bis unter 2,50 gut (2) eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht

2,50 bis unter 3,50 befriedigend (3) eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht

3,50 bis unter 4,50 ausreichend (4) eine Leistung, die zwar Mä ngel aufweist, aber im Ganzen den Anforderun-
gen noch entspricht 

4,50 bis unter 5,50 mangelhaft (5) eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen 
lä sst, dass die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind und die 
Mä ngel in absehbarer Zeit behoben werden kö nnen

ab 5,50 ungenü gend (6) eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, und selbst die 
Grundkenntnisse so lü ckenhaft sind, dass die Mä ngel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden kö nnen

§ 18 Niederschrift

Ü ber die Prü fung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der Prü fung 
und etwa vorkommende Unregelmä ßigkeiten hervorgehen. 

§ 19 Bestehen und Wiederholung der staatlichen Prü fung, Zeugnis 

(1) Die staatliche Prü fung ist bestanden, wenn die Gesamtnote des schriftlichen Teils nach § 14 Absatz 7, 
des mü ndlichen Teils nach § 15 Absatz 7 und des praktischen Teils der Prü fung nach § 16 Absatz 9 jeweils 
mindestens mit „ausreichend“ benotet worden ist. Die Gesamtnote der staatlichen Prü fung wird aus dem 
arithmetischen Mittel der drei Prü fungsteile gebildet.

(2) Wer die staatliche Prü fung bestanden hat, erhä lt ein Zeugnis nach dem Muster der Anlage 8. Wer die 
staatliche Prü fung nicht bestanden hat, erhä lt von der oder dem Vorsitzenden des Prü fungsausschusses 
eine schriftliche oder elektronische Mitteilung, in der die Prü fungsnoten angegeben sind. 

(3) Jede Aufsichtsarbeit der schriftlichen Prü fung, die mü ndliche Prü fung und die praktische Prü fung 
kö nnen einmal wiederholt werden, wenn die zu prü fende Person die Note „mangelhaft“ oder „ungenü gend“ 
erhalten hat.

(4) Hat die zu prü fende Person alle schriftlichen Aufsichtsarbeiten nach § 14 Absatz 2 Satz 1, den prakti-
schen Teil der Prü fung oder alle Teile der Prü fung zu wiederholen, so darf sie zur Wiederholungsprü fung 
nur zugelassen werden, wenn sie an einer zusä tzlichen Ausbildung teilgenommen hat. Im Einzelfall kann die 
oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses im Benehmen mit den Fachprü ferinnen oder Fachprü fern 
abweichend von Satz 1 ü ber eine zusä tzliche Ausbildung entscheiden. Dauer und Inhalt der zusä tzlichen 
Ausbildung bestimmt die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses. Die zusä tzliche Ausbildung darf 
einschließlich der fü r die Prü fung erforderlichen Zeit die in § 21 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes festge-
legte Dauer von einem Jahr nicht ü berschreiten; Ausnahmen kann die zustä ndige Behö rde in begrü ndeten 
Fä llen zulassen. Die zu prü fende Person hat ihrem Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprü fung einen 
Nachweis ü ber die zusä tzliche Ausbildung beizufü gen. 
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§ 20 Rü cktritt von der Prü fung 

(1) Tritt eine zu prü fende Person nach ihrer Zulassung von der Prü fung oder einem Teil der Prü fung zurü ck, 
so hat sie der oder dem Vorsitzenden des Prü fungsausschusses den Grund fü r ihren Rü cktritt unverzü glich 
schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

(2) Genehmigt die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses den Rü cktritt, so gilt die Prü fung als 
nicht begonnen. Die Genehmigung ist nur zu erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Bei Krankheit ist 
die Vorlage eines amtsä rztlichen Attests zu verlangen.

(3) Genehmigt die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses den Rü cktritt nicht oder teilt die zu 
prü fende Person den Grund fü r den Rü cktritt nicht unverzü glich mit, so gilt die Prü fung oder der betreffende 
Teil der Prü fung als nicht bestanden. § 19 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 21 Versä umnisfolgen

(1) Versä umt eine zu prü fende Person einen Prü fungstermin, gibt sie eine Aufsichtsarbeit nicht oder nicht 
rechtzeitig ab oder unterbricht sie die Prü fung oder einen Teil der Prü fung, so gilt die Prü fung oder der be-
treffende Teil der Prü fung als nicht bestanden, wenn nicht ein wichtiger Grund vorliegt; § 19 Absatz 3 und 
4 gilt entsprechend. Liegt ein wichtiger Grund vor, so gilt die Prü fung oder der betreffende Teil der Prü fung 
als nicht begonnen. 

(2) Die Entscheidung darü ber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, trifft die oder der Vorsitzende des 
Prü fungsausschusses. § 20 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 22 Ordnungsverstö ße und Tä uschungsversuche 

Die oder der Vorsitzende des Prü fungsausschusses kann bei zu prü fenden Personen, die die 
ordnungsgemä ße Durchfü hrung der Prü fung in erheblichem Maße gestö rt oder eine Tä uschung versucht 
haben, den betreffenden Teil der Prü fung fü r nicht bestanden erklä ren; § 19 Absatz 3 und 4 gilt entspre-
chend. Eine solche Entscheidung ist im Falle der Stö rung der Prü fung nur bis zum Abschluss der gesamten 
Prü fung, im Falle eines Tä uschungsversuchs nur innerhalb von drei Jahren nach Abschluss der Prü fung 
zulä ssig.

§ 23 Prü fungsunterlagen 

Auf Antrag ist der zu prü fenden Person nach Abschluss der Prü fung Einsicht in ihre Prü fungsunterlagen 
zu gewä hren. Schriftliche Aufsichtsarbeiten sind drei, Anträ ge auf Zulassung zur Prü fung und Prü fungs-
niederschriften zehn Jahre aufzubewahren. 

§ 24 Prü fung bei Modellvorhaben nach § 14 des Pflegeberufegesetzes

(1) § 10 Absatz 1 gilt bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufegesetzes mit der Maßgabe, dass dem 
Prü fungsausschuss zusä tzlich zu den in § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Personen die 
ä rztlichen Fachprü ferinnen und Fachprü fer anzugehö ren haben, die die Ausbildungsteilnehmerinnen und 
Ausbildungsteilnehmer in den erweiterten Kompetenzen zur Ausü bung heilkundlicher Tä tigkeiten unterrich-
tet haben, die Gegenstand der staatlichen Prü fung sind.

(2) Dem Zeugnis nach § 19 Absatz 2 Satz 1 ist bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufegesetzes eine 
Bescheinigung der Ausbildungsstä tte beizufü gen, aus der sich die heilkundlichen Tä tigkeiten ergeben, die 
Gegenstand der erweiterten Ausbildung und der erweiterten staatlichen Prü fung waren.

(3) Der schriftliche Teil der Prü fung erstreckt sich bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufegesetzes 
zusä tzlich zu den Prü fungsbereichen nach § 14 Absatz 1 auf die erweiterten Kompetenzen zur Ausü bung 
von heilkundlichen Tä tigkeiten, die entsprechend den nach § 14 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes ge-
nehmigten Ausbildungsinhalten Gegenstand der zusä tzlichen Ausbildung waren. Die zu prü fende Per-
son hat hierzu in ihrer Aufsichtsarbeit schriftlich gestellte Fragen zu bearbeiten. Die Aufsichtsarbeit dauert 
120 Minuten und ist an einem gesonderten Werktag durchzufü hren. § 14 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 
Die Aufgaben fü r die Aufsichtsarbeit werden von der oder dem Vorsitzenden des Prü fungsausschusses auf 
Vorschlag der Pflegeschule ausgewä hlt, an der die Ausbildung stattgefunden hat. Die zustä ndige Behö rde 
kann zentrale Prü fungsaufgaben vorgeben, die unter Beteiligung der Pflegeschulen erarbeitet werden.

(4) Der mü ndliche Teil der Prü fung erstreckt sich bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufegesetzes 
zusä tzlich zu den Kompetenzbereichen nach § 15 Absatz 1 auf die erweiterten Kompetenzen zur Ausü bung 
von heilkundlichen Tä tigkeiten, die entsprechend den nach § 14 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes geneh-
migten Ausbildungsinhalten Gegenstand der erweiterten Ausbildung waren. Die Prü fung der erweiterten 
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Kompetenzen nach Satz 1 soll fü r die einzelne zu prü fende Person mindestens 15 Minuten und nicht lä nger 
als 30 Minuten dauern. Fü r die Prü fung sind ä rztliche Fachprü ferinnen oder Fachprü fer gemä ß Absatz 1 
vorzusehen.

(5) Der praktische Teil der Prü fung erstreckt sich bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufegesetzes 
zusä tzlich zu § 16 Absatz 1 und 2 auf eine Aufgabe zur Ausü bung heilkundlicher Tä tigkeiten bei Patien-
tinnen oder Patienten, die entsprechend den nach § 14 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes genehmigten 
Ausbildungsinhalten Gegenstand der erweiterten Ausbildung waren. Die zu prü fende Person ü bernimmt 
dabei alle Aufgaben, die Gegenstand der Behandlung sind, einschließlich der Dokumentation. In einem 
Prü fungsgesprä ch hat die zu prü fende Person ihre Diagnose- und Behandlungsmaßnahmen zu erlä utern 
und zu begrü nden sowie die Prü fungssituation zu reflektieren. Dabei hat sie nachzuweisen, dass sie in 
der Lage ist, die wä hrend der Ausbildung erworbenen erweiterten Kompetenzen in der beruflichen Praxis 
anzuwenden, und dass sie befä higt ist, die Aufgaben, die Gegenstand ihrer erweiterten Ausbildung wa-
ren, eigenverantwortlich zu lö sen. Die Auswahl der Patientinnen oder Patienten erfolgt durch eine ä rztliche 
Fachprü ferin oder einen ä rztlichen Fachprü fer gemä ß Absatz 1 unter Einwilligung der Patientin oder des 
Patienten. Die Prü fung soll fü r die einzelne zu prü fende Person in der Regel nicht lä nger als 180 Minuten 
dauern. Die Prü fung wird von zwei Fachprü ferinnen oder Fachprü fern nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 
4 abgenommen und benotet. 

(6) Im Ü brigen gelten fü r die Ausbildung nach § 14 des Pflegeberufegesetzes die Vorschriften dieses Ab-
schnitts zur staatlichen Prü fung. 

TEIL 2 

Besondere Vorschriften zur beruflichen Pflegeausbildung nach Teil 5 des 

Pflegeberufegesetzes 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 25 Anwendbarkeit der Vorschriften nach Teil 1 

Auf die berufliche Pflegeausbildung nach Teil 5 des Pflegeberufegesetzes finden die Vorschriften des 
Teils 1 Anwendung, soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften dieses Teils nicht etwas anderes ergibt. 

Abschnitt 2

Berufliche Ausbildung zur Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin 

oder zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 

§ 26 Inhalt und Durchfü hrung der Ausbildung, staatliche Prü fung 

(1) Die Ausbildung zur Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Kinderkran-
kenpfleger nach § 58 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes befä higt die Auszubildenden in Erfü llung des Aus-
bildungsziels nach § 5 in Verbindung mit § 60 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes zur Pflege von Kindern 
und Jugendlichen. Die hierfü r erforderlichen Kompetenzen sind in Anlage 3 konkretisiert.

(2) Die Praxiseinsä tze im letzten Ausbildungsdrittel sind gemä ß der Stundenverteilung nach Anlage 7 in 
Bereichen der Versorgung von Kindern und Jugendlichen durchzufü hren. Der Pflichteinsatz in der psy-
chiatrischen Versorgung nach § 7 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes erfolgt in der kinder- und jugendpsy-
chiatrischen Versorgung. Der im Ausbildungsvertrag vereinbarte Ausbildungsplan ist, soweit erforderlich, 
anzupassen. 

(3) Gegenstand der staatlichen Prü fung sind die auf der Grundlage von § 5 in Verbindung mit § 60 Absatz 
1 des Pflegeberufegesetzes in Anlage 3 aufgefü hrten Kompetenzen. Die Fachprü ferinnen oder Fachprü fer 
nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 sollen im Bereich der Pflege von Kindern und Jugendlichen tä tig sein. 

§ 27 Gegenstä nde des schriftlichen, mü ndlichen und praktischen Teils der Prü fung 

(1) Der schriftliche Teil der Prü fung erstreckt sich auf folgende Prü fungsbereiche aus den Kompetenzberei-
chen I bis V der Anlage 3: 


